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Resettlement
Aufnahme bestimmter in die Türkei geflüchteter lraker
hier: Anordnung des Bundesministeriums des Innern vom 29. Mai 2012
gemäß $ 23 Abs. 2 Aufenthaltsgesetz (AufenthG)

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Ständige Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder (lMK) hat am
8./9.12.2011 in Wiesbaden beschlossen, s ich u.a.  für  e ine permanente Betei l igung der
Bundesrepublik Deutschland an der Aufnahme und Neuansiedlung besonders schutzbe-
dürftiger Flüchtl inge aus Drittstaaten (Resettlement) auszusprechen. Ferner hat die f MK
empfohlen, in den Jahren 2012 - 2014jährlich jeweils 300 Flüchtl inge aufzunehmen. Der
Beschluss l iegt lhnen bereits vor.

Die 7. Konferenz der für Integration zuständigen Ministerinnen und Minister / Senatorinnen
und Senatoren der Länder (lntMK) hat am 21.122. März 2012 den Beschluss der IMK be-
grüßt und die Bundesregierung gebeten, bei der Ausgestaltung des Aufnahmeverfahrens
von Beginn an die Belange der Integration zu berücksichtigen und von Beginn an den Zu-
gang zu lntegrationsmaßnahmen, zum Arbeitsmarkt, zu Bildung und zu Leistungen des
Gesundheits- und Sozialsystems für diesen Personenkreis durch geeignete Maßnahmen
sicherzustellen.

Am 5.4.2012 - an Sie übersandt mit Schreiben vom 25.4.2012 - erfolgte die erste Anord-
nung des Bundesministerium des Innern gemäß $ 23 Abs. 2 AufenthG zur Aufnahme be-
stimmter nach Shousha (Choucha) / Tunesien geflüchteter Personen für 2012. Hiervon
werden bis zu 200 Personen betroffen sein.
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Am 29.5.2012 hat das Bundesminister ium des Innern nunmehr die Anordnung gemäß $
23 Abs. 2 AufenthG zur Aufnahme bestimmter in die Türkei geflüchteter lraker erlassen,
von der bis zu 100 Personen begünstigt werden können. Die Anordnung und das Begleit-
schreiben füge ich zu lhrer Kenntnis als Anlage bei.

Eine grundsätzliche Abstimmung auf Bund- / Länderebene zu dem zukünftigen Resettle-
ment-Verfahren in Deutschland fand zudem am 1.6.2012 in Berlin statt.

Sobald mir nähere lnformationen zu den aufzunehmenden Personen vorliegen, werde ich
mich zur Ausgestaltung der Aufnahme und eines frühzeitigen Beginns des lntegrations-
prozesses mit lhnen in Verbindung setzen. Dabei ist aufgrund der geringen Zahl der von
Schleswig-Holstein aufzunehmenden Personen davon auszugehen, dass im Ergebnis eine
Zuweisung nur auf einzelne Kreise und kreisfreien Städte erfolgen kann.

Mit freundlichen Grüßen

MM
Anlage: 1
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sernrrr Aufnahme von irakischen $chutzbedürftigen aus der Türkei
urEn Eegleitschreiben zur Aufnahmeanordnung des BMI gemäß $ 23 Abs. 2 AufenthG vom 29.

Mai  2012

ln Ergänzung zur Anordnung des Bundesministeriums des Innern gemäß $ 23 Abs. 2
Aufenthaltsgeseta zur Aufnahme bestimmter in die Türkei geflüchteter lraker vom 29.
Mai 2O12 (Ajrtaqg) gebe ich die folgenden Hinweise zur Sichersteltung eines bun*
deseinheitlichen Verfahrens. lch bitte Sie, die Auftrahmeanordnung und diese Hin-
weise weiteren fachlich betroffenen Ministerien lhres Landes weiierzuleiten.

l.Einreise nach Deutschland, Passpflicht und Dokumente

Die Flüehtlinge sind berechtigt, mit der durch das Bundesamt für Migration und
Ftüchttinge (BAMF) erteilten Aufnahrnezusage und einem gültigen und aner-
kannten Reisepass nach Deutschland einzureisen. lst der vorgelegte Reise-
pass nicht anerkannt, die ldentität des Flüchtlings aber durch andere Doku-
mente (2.8. ldentitätskarte, Staatsangehörigkeitsnachweis, Geburtsurkunde)
nachgewiesen, wird eine Ausnahme von der Passpflicht durch das BAMF
nach $ 3 Abs. 2 AufenthG zugelassen. Kann der Flüchtling keinen Reisepass
vorlegen, seine tdentität aber anderweitig nachweisen, wird ein Reiseausweis
für Ausländer nach SS 5, 7 AufenthV durch die Botschaft in Ankara ausge-
stellt-
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Die Aufnahmezusage und die Ausnahme von der Passpflicht sind ab Be-
kanntgabe sechs Monate gültig und erlöschen, wenn in diesem Zeitraum die
Einreise nach Deutschland nicht erfolgt ist, Der Reiseausweis für Ausländer
darf von der Botschaft grundsätzlich nur für eine Gültigkeitsdauer von höchs-
tens einem Monat ausgestellt werden, $ I Abs. 2 Satz 1 AufenthV,

Nach Ablauf der Gültigkeit eines Reiseausweises für Ausländer oder einer
Ausnahme von der Passpflicht soJlte bei der Prüfung der Zumuibarkeitsrege-
lung des $ 5 Abs. 1 und 2 AufenthV die Tatsache wohlwollend Berücksichti-
gung finden, dass den aufgenommenen Personen zur Wahrung besonderer
politischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland nach $ 23 Abs. 2
AufenthG eine Aufnahmezusaqe erteilt worden [st.

2.Famil iennachzug

Entsprechend des in Ziffer 2.a. der Aufnahmearrordnung enthaltenen Aus-
wahlkriteriums ,,Wahrung der Einheit der Familie" wird versucht, Familien nur
gemeinsam aufzunehmen und insbesondere das Zurückbleiben von Ehegat-
ten und Kindern in der Reqion zu vermeiden.

Soltte dies in Einzelfällen nicht möglich sein, gelten für den Familiennachzug
die allgemeinen Regelurrgen der SS 27 ff. Aufenth G. Zu beachten sind danach
grundsätzlich auch das Erfordernis des Nachweises einfacher Deutschkennf
nisse beim Ehegaüennachzug ($ 30 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG) sowie die Regel-
ertellungsvoraussetzungen nach $ 5 Abs. 1 AufenthG. ßei der Beurteilung, ob
im Einzelfall die Erteilung eines Visums zum Sprachenrrrerb (S 16 Abs. 5
AufenthG) an den Ehegatten oder ein Abweichen von einem Regelerteilungs-
grund (vgl, AW zum AufenthG, Nr:. 5.0.2.) für Familienangehörige in Betracht
kommt, die sich nicht in der Region, sondern irn Herkunftsland oder in einem
Drittstaat aufhälten, sollte die Tatsache Berücksichtigung finden, dass der
stam m be rechtigte Fam il ienangeh örige a ufgru nd sei ner besond eren Sch utz*
bedürftigkeit im Rahmen eines Resettlementprogramms gemäß g 23 Abs. 2
Aufenthaltsgesetz aufgenomrnen wurde,

3.Kostentragung

Das Bundesministerium des lnnern trägt die Kosten für die Durchführung des
Aufnahmeverfahrens und für den Transport der Flüchtlinge nach Deutschland.
Diese Zusage umfasst auch die notwendige medizinische Versorgung (ent-
sprechend $ 4 Abs. 1 AsylbLG) der Flüchtlinge bis zur Ankunft in den Ziel-
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Erstaufnahme einschließlich medizinischer Erstversorgung der Flüchtlinge in
der Landesaufnahmebehörde Niedersachsen Standort Grenzdurchgangslager
Friedland und für den Transport der Flüchtlinge nach Friedland zu tragen.

lm Auftrag



Anordnung des Bundesministeriums des Innern

gemäß $ 23 AbsaE 2 Aulenthaltsgesetz

zur Aufnahme bestimmter in die Türkei

geftüchteter lraker

vom 29. Mai 2412

Mit Beschluss vom 9. Dezember 2011 hat sich die Ständige Konferenz der Innenmi-

nister und -senatoren der Länder im lnteresse einer Fortentwicklung und Verbesse-

rung des Flüchtlingsschutzes für eine permanente Beteiligung der Bundesrepublik

Deutschland an der Aufnahme und Neuansiedlung besonders schutzbedürftiger

Flüchttinge aus Drittstaaten in Zusammenarbeit mit dem UNHCR (Resettlement)

ausgesprochen. In diesem Rahmen empfahl die Innenministerkonferenz, in den Jah-

ren 201 2-201 jährlich jeweils 300 Flüchtlinge aufzunehmen.

Bund und Länder haben sich darauf verständigt, im Jahr 2012 bis zu 2A0 Fersonen

aufzunehmen, die aufgrund der gewaltsamen Auseinandersetzungen in Libyen im

Laufe des Jahres 2011 geflüchtet sind und sich im Flüchtlingslager Shousha

(Choucha) an der tunesisch-libyschen Grenze aufhalten. Elne entsprechende Auf-

nahmeanordnung hat das Bundesministerium des Innern am 11. Apri l  2A12erlassen.

Unter Berücksichtigung der vom UNHCR genannten Prioritäten, der positiven Frfah-

rungen mit der Aufnahme von 2.501 irakischen Flüchtlingen aus Syrien und Jordani-

en in den Jahren 2009/2010 und als Zeichen der Sol idari tät mit der Republ ik Türkei

ist es angemessen, dass Deutschland im Jahr2012 bis zu 100 irakische Personen

aufnimmt, die vom UNHCR als Flüchtl inge anerkannt sind und sich derzeit  in der

Türkei aufhalten.

Der lnhalt  der vorl iegenden Anordnung wurde erstmals bei einer Besprechung der

Ausländerreferenten von Bund und Ländern am 14. Februar 2A12 erörterl und an-

schließend im Rahmen eines schriftl ichen Verfahrens abgestimmt. Das Benehmen

mit den zuständigen obersten Landesbehörden ist hierdurch hergestellt,



Vor dlesem Hintergrund ergeht folgende Anordnung gemäß $ 23 Abs. 2 Aufenthalts-

gesetz:

1, Das Bundesamt für Migraiion und Flüchtlinge erteilt 100 Personen mit iraki-

scher Staatsangehörigkeit, die sich in der Türkei aufhalten, vom UNHCR als

Flüchtlinge anerkannt sind und von diesem für eine Aufnahme vorgeschfagen

werden, eine Aufnahmezusage.

2, Für die Auswahl sollen * soweit möglich - insbesondere folgerrde Kriterien be-

rücksichtigt werden:

a. Wahrung der Einheit  der Famil ie;

b. Familiäre oder sonstige integrationsförderliche Bindungen nach

Deutschland;

c. Integrationsfähigkeit (lndikatoren: Grad- der Schul- und Berufsausbil-

dung; Berufserfahrung; Sprachkenntnisse; Religionszugehörigkeit; ge-

rlnges Alte0;

d. Grad der Schutzbedürftiokeit.

Auch schwerstkranke Personen können aufgenommen werden. Der Anteil

schwerstkranker Personen an der Gesamtzahl der aufgenommenen Personen

soll 5 % nicht überschreiten.

Soweit erkennbar ist, dass es sich bei in Betracht kommenden Personen um

medizinische Fälle oder um Minderjährige ohne Familienangehörige handelt,

klärt das Bundesamt für Migr:ation und Flüchtlinge vor der Einreise unter Be-

rücksichtigung der jeweiligen Anzahl bereits erfolgter Aufnahmen, welches

Land zur Aufnahme einer schwerstkranken Person und ihrer Familienanqehö-

rigen bzw. eines unbegleiteten Minderjährigen bereit ist.

3. lm Rahmen des Aufnahmeverfahrens findet eine Überprüfung der Personen

durch dle Sicherheitsbehörden statt.

Ausgeschlossen von der Aufnahme sind grundsätzlich Personen,



die wegen Delikten, die in Deutschland als vorsätzliche Strafftat anzll

sehen sind, verudeilt worden sind;

oder bei denen tatsächliche Anhaltspunkte die Schlussfolgerung recht-

fertigen, dass Verbindungen zu kriminellen Organisationen oder terro-

ristischen Vereinigungen bestehen oder bestanden haben oder dass

sie in sonstiger Weise Bestrebungen verfolgen oder unterstützen oder

unterstützt haben, die gegen den Gedanken der Völkerverständigung

verstoßen oder gegen das friedliche Zusammenleben der Völker ge-

richtet sind.

Die Au.fnahmezusage wird unter dem Vorbehalt erteilt, dass das anschließen-

de Visumverfahren erfolgreich abgeschlossen wird. Die obersten Landesbe-

hörden stimmen der Visumerteilung nach $ 32 der Aufenthaltsverordnung zu.

Den ausgewählten Personen wird zunächst eine befristete Aufenthaltserlaub-

nis erteilt. Die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis richtet sich nach $ 8

Aufenthaltsgesetz; die Erteilung eines unbefristeten Aufenthaltstitels richtet

sich nach S 9a bzw, $ 26 Abs, 4 Aufenthaltsgesetz; die Pflichten des Betrofte-

nen nach $ 48 Aufenthaltsgesetz bleiben unberührt. Die Aufenthaltserlaubnis

ist mit einer wohnsitzbeschränkenden Auflage zu versehen, soweit und solan-

ge Leistungen nach dem SGB ll oder Xll bezogen werden.

Die lastengerechte Verteilung der ausgewählten Personen auf die Länder er-

folgt grundsätztich nach Maßgabe des für die Verteilung von Asylbewerbern

festgelegten Schlüssels und möglichst unter Berücksichtigung der in Ziffer 2

genannten Wahrung der Einheit der Familie sowie sonstiger integrationsför-

derlicher Bindungen. S 24 Abs, 3 des Aufenthaltsgesetzes findet entsprechen-

de Anwendung (S 23 Abs. 3 Aufenthaltsgesetz).

Für die Verteilung und Zuweisung findet S 24 Abs. 4 und 5 des Aufenthaltsge-

setzes entsprechende Anwendung (S 23 Abs. 3 Aufenthaltsgesetz).

Es wird angestrebt, die Erstaufnahme der ausgewählten Persorren mit Aus-

nahrne unbegleiteter Minderjähriger und Schwerstkranker zentral über die

a.

b .

4.

6

\,r.

7
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Landesaufnahmebehörde Niedersachsen Standort Grenzdurchgangslager

Friedland für die Dauer von '14 Tagen durchzuführen und die Verteilung durch

das Bundesamt für Migraiion und Flüchtl inge auf die Länder dort vorzuneh-

men.

9. Ausgewählte Personen, die schwerstkrank sind oder minderjährig sind und

ohne Familienangehörige aufgenommen werden, werden in die Verteilung

einbezogen; sie sind von der Erstaufnahme in Friedfand ausgenommen und

werden von einem Vertreter des aufnehmenden Landes unmittelbar nach An-

kunft vom Zielflughafen zum Zielort begleitet. Minderjährige, die ohne Fami-

l ienangehörige aufgenommen werden, werden anschließend durch das zu-

ständige Jugendamt am Zielort in Obhut genommen.

Für das Bundesministerium des lnnern
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Dr, Christian Klos


